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Arbeitsprogramm der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
für die Vereinfachung der Zoiiverfahren, des Zoilrechts sowie 
der institutioneiien Methoden für die Prüfung von Zoiifragen 


Vereinfachung der von den Zollverwaltungen anzuwendenden Bestimmungen 
des Gemeinschaftsrechts 


1 . Einleitung 

Wie im Dokument SEK(74) 3742 „Erklärung des 
Vertreters der Kommission zum Stand der Arbeiten 
in den Bereichen Binnenmarkt und Zollunion" an- 
gekündigt, unterbreitet die Kommission dem Rat 
hiermit ein umfassendes Arbeitsprogramm für die 
Vereinfachung der Zollverfahren, des Zollredits so- 
wie der Arbeitsweise im institutioneilen Bereich. 

Die Vereinfachung der von den Zollverwaltungen 
anzuwendenden Bestimmungen des Gemeinschafts- 
rechts ist eine der vorrangigen Aufgaben der Kom- 
mission. Der im Zusammenhang mit dem Begriff der 
Zollunion, der Grundlage der Wirtschaftsgemein- 
schaft, verwendete Ausdruck „freier Warenverkehr" 
bedeutet, daß der Warenaustausch nicht durch un- 
nötig viele und komplizierte Förmlichkeiten behin- 
dert werden darf. Die Vereinfachung dieser Förm- 
lichkeiten ist darum nicht lediglich eine überflüssige 
Verbesserung sondern ein unentbehrlicher Schritt 
auf dem Weg zu der Entwicklung einer echten Zoll- 
union. Abgesehen jedoch von dieser Grundsatzfrage 
ist Kompliziertheit in der Praxis aber auch teuer: 
teuer für die Zollbeteiligten, die sowohl gemein- 
schaftlichen als auch gleichzeitig einzelstaatlichen 
Verpflichtungen nachzukommen haben. Teuer aber 
auch für die Verwaltungen, die die richtige und 
gleichmäßige Anwendung des Gemeinschaftsrechts 
gewährleisten müssen. Außerdem wird hierdurch der 
Endverbraucherpreis der Waren nicht unbeträchtlich 
beeinflußt^). Die Kompliziertheit behindert schließ- 
lich den Zugang zum internationalen Handel 
und benachteiligt insbesondere kleinere und mitt- 
lere Unternehmen. 


1) Die im internationalen Warenverkehr durch die Ver- 
waltung verursachten Kosten betragen etwa 7,5 v. H. 
des Warenwertes. Eine Verringerung dieser Kosten 
um nur 1 v. H. (auf 7,4 v. H.) würde eine Ersparnis 
von etwa 130 000 000 RE, gerechnet vom Wert der 
Drittlandswarenein- und -ausfuhren der Gemeinschaft, 
bedeuten (Basis: Statistiken von 1973). 


Dieses Dokument enthält ein umfassendes Arbeits- 
programm für die Vereinfachung bestimmter von 
den Zollverwaltungen anzuwendender Gemein- 
schaftsbestimmungen (Anhang A). 

Viele Fragen wurden bereits gelöst oder stehen zur 
Zeit zur Lösung an. In einigen Bereichen gibt es 
jedoch noch gewisse Schwierigkeiten, von denen 
einige eingehend geprüft werden sollten. 

Hier wären insbesondere die Ursprungsregeln im 
Warenverkehr zwischen der Gemeinschaft und den 
EFTA-Ländern zu nennen. 

Als 1972 beschlossen wurde, zwischen der erwei- 
terten Gemeinschaft und den Rest-EFTA-Staaten 
sieben Freihandelsabkommen zu schließen, mußte 
natürlich auch Übereinstimmung darüber erzielt 
werden, in welchem Umfang die Präferenz gewährt 
werden sollte. 

Es mußte eine Definition der Ursprungserzeugnisse 
gefunden werden, welche das jeweilige wirtschaft- 
liche Interesse der Vertragspartner berücksichtigte; 
außerdem mußte dabei auf die Wirtschaftsbeziehun- 
gen und auf die zahlreichen Warenströme außerhalb 
dieser neuen Freihandelszone Rücksicht genommen 
werden. 

Die Regel für die überwiegend aus politischen Grün- 
den erfolgte Unterscheidung zwischen den Waren- 
strömen beruht auf einem sowohl einfachen als auch 
logischen Grundsatz: die zum Wechsel der Tarif- 
nummer führende Be- oder Verarbeitung einer 
Ware. Die in den vergangenen zwei Jahren gewon- 
nene Erfahrung hat gezeigt, daß die Anwendung 
dieser Regel bei der überwiegenden Mehrzahl der 
Waren zu befriedigenden Ergebnissen führt. 

Allerdings kommen zu dieser Regel in einigen 
strukturell komplizierten Warenbereichen, wie z. B. 
im Bereich der Maschinen, Apparate, Geräte und 
elektrotechnischen Waren (Kapitel 84 bis 92 des 
Gemeinsamen Zolltarifs) noch weitere Regeln hinzu, 
so daß ihre Anwendung in diesen Fällen zu gewis- 
sen Schwierigkeiten führen kann. Größere Probleme 
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ergeben sich unter anderem aber auch im Bereich 
der Spinnstoffwaren. 

Schwierigkeiten ergeben sich schließlich auch im in- 
stitutionellen Bereich, wo eine grundlegende Neu- 
orientierung von Nutzen sein könnte. Zum Beispiel 
sollten die zahllosen Sitzungen, die den Änderungen 
der Ursprungsregeln jeweils vorausgehen, verkürzt 
sowie das Verfahren insgesamt vereinfacht werden.* 

Als weiteres Beispiel wäre die Anwendung der 
gemeinsamen Agrarpolitik zu nennen. Die Kom- 
mission hat eine aus den Zoll- und sonstigen zu- 
ständigen Dienststellen bestehende interne Arbeits- 
gruppe damit beauftragt, die gegen die Agrarver- 
ordnungen vorgebrachte Kritik in Hinblick auf die 
mit ihrer Anwendung verbundenen Schwierigkeiten 
einer eingehenden Prüfung zu unterziehen. 

Wegen des Umfangs dieser Aufgabe hat die Gruppe 
die vorgebrachte Kritik in einer Aufstellung zusam- 
mengefaßt. Die Schlußfolgerungen der Gruppe wer- 
den dem Rat in den möglichst kürzesten Terminen 
unterbreitet werden. Die ersten Ergebnisse liegen 
bereits vor (s. Anhang A, Abschnitt 2). 

Eine weitere Quelle für Schwierigkeiten könnte in 
erster Linie von den Mitgiiedstaaten selbst ausge- 
räumt werden. Die nur geringen Fortschritte, die in 
den vergangenen Jahren bei der Harmonisierung 

Gegenwärtiger Verfahrensablauf: 

1. Endgültige Stellungnahme der Kommission 
(schriftliches Verfahren) üblicherweise nach 
Sitzung mit Sachverständigen der Mitglied- 
staaten; 

2. Vorlage eines Vorschlages an den Rat-, 

3. Erörteiung in den zuständigen Ratsgruppen 
und im COREPER; 

4. Beschlußfassung des Rates über die in den ver- 
schiedenen gemischten Ausschüssen einzuneh- 
mende Haltung der Gemeinschaft; 

5. Beratung in den verschiedenen Zollaus- 
schüssen; 

6. Beratung in den verschiedenen gemischten 

Ausschüssen (Annahme); 

7. Schriftliches Verfahren der Kommission: Um- 
setzung der Ausschußbeschlüsse in Verord- 
verordnungsvorschläge ; 

8. Vorlage an den Rat; 

9. Erörterung in den Ratsgruppen und im 
COREPER; 

10. Annahme durch den Rat (im allgemeinen unter 
Punkt A) ; 

11. Veröffentlichungen im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften. 


des Zollrechts, verglichen mit dem von der Kommis- 
sion aufgestellten Programm 2), erzielt worden sind, 
hatten eine nur unvollständige Zollunion zur Folge, 
in der teilweise Gemeinschaftsrecht, teilweise ein- 
zelstaatliches Recht gilt. Die Mitgliedstaaten zogen 
es bislang vor, ihre bestehenden Verfahren beizu- 
behalten, so daß die Zollbeteiligten, aber auch die 
Verwaltungen selbst, sich dem Problem der von 
mehreren verschiedenen Organen erlassenen Geset- 
zesbestimmungen und Verwaltungsvorschriften aus- 
gesetzt sahen. Das Programm von 1971 muß nun- 
mehr bei gleichzeitiger größtmöglicher Verein- 
fachung beschleunigt in die Tat umgesetzt werden, 
wenn die Zollunion voll verwirklicht werden soll. 
Das umfassende Arbeitsprogramm in Anhang A 
wurde nach Erörterung mit leitenden Beamten der 
Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten im Rahmen 
des Ausschusses für Zoilfragen (Leiter der Zollver- 
waltungen) erarbeitet. 

Dieses Arbeitsprogramm ergänzt zwei frühere Mit- 
teilungen der Kommission, die nach der Erweiterung 
dem Rat unterbreitet worden waren ^), und stellt 
eine Ergänzung zu dem Programm der Kommission 
von 1971 zur Angieichung des Zollrechts dar. 

Zu der Vereinfachung der Zollverfahren muß noch 
eine Reihe von Verbesserungen der Arbeitsweise 
der Institutionen der Gemeinschaft hinzukommen. 
Für diesen Bereich werden ebenfalls einige Maßnah- 
men vorgeschlagen (Anhang B), Für die verschie- 
denen vorgeschlagenen Vereinfachungsmaßnahmen 
wurde eine Übersicht über den gegenwärtigen Stand 
der Arbeiten und die für den weiteren Fortgang 
voraussichtlich erforderliche Zeit ausgearbeitet (s. 
Anhang C). 

Bezeichnung der Anhänge: 

Anhang A - Inhalt des Vereinfachungsprogramms 
Anhang B - Verbesserungen im institutionellen 
Bereich 

Anhang C - Zeitplan 

Anhang D ~ Bestandsaufnahme über die im Zusam- 
menhang mit der Durchführung des 
Allgemeinen Programms für die An- 
gleichung des Zollrechts unternomme- 
nen Arbeiten 

2) Allgemeines Programm für die Angleichung des Zoll- 
rechts vom 28. April 1971 SEK (71) 682 endg. 

3) Mitteilung der Kommission an den Rat vom 20. Juni 
1973 (SEK(73) 2334 endg. 

Mitteilung der Kommission an den Rat vom 12. De- 
zember 1973 SEK(73) 4870 

Entschließung des Rates vom 27. Juni 1974 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 79/1 vom 
8. Juli 1974) 


Gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 7. April 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Zo 45/75: 

Das Arbeitsprogramm ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 5, März 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Arbeitsprogramm ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Anhang A 

Inhalt des Vereinfachungsprogramms 

1 . Vereinfachungsprogramm 

1.1. Vereinfachung des Zolltarifsdiemas 

Die Aushandlung begrenzter Präferenzabkommen mit Drittländern und die Anwendung der gemein- 
samen Agrarpolitik haben ein stark zersplittertes, kompliziertes und in der Praxis nur schwer 
anwendbares Zolltarifschema zur Folge gehabt. Die Aufgabe besteht nun darin, das Tarifschema 
zu vereinfachen und dabei gleichzeitig die Frage der praktischen Anwendung sowie die der Wah- 
rung politischer und wirtschaftlicher Interessen zu berücksichtigen, soweit dies ohne Änderung der 
Abgabensätze möglich ist. Die Aufgabe besteht aber auch darin, künftig zusätzliche Komplizierung 
so weit als möglich zu vermeiden. 

Die nächsten multilateralen Handelsvertragsverhandlungen sollen so weit als möglich dazu genutzt 
werden, zu einer Vereinfachung des Tarifschemas zu gelangen, soweit dessen Struktur oder die 
anzuwendenden Zollsätze betroffen sind. 

1.2. Ausarbeitung eines einzigen gemeinschaftlichen Schemas für Zoll und Statistik unter Einschluß der 
allgemeinen Präferenzen, der Zollaussetzungen und Kontingente 

Gegenwärtig gibt es einen Zolltarif, ein Verzeichnis für die Außenhandelsstatistik (NIMEXE) sowie 
eine Reihe von Nebentarifen, die im Rahmen zahlreicher Präferenzabkommen und anderer Rechts- 
akte aus der Aufgliederung von Tarifnummern in Tarifstellen hervorgegangen sind. In einigen 
Mitgliedstaaten wurden diese verschiedenen Schemata zu einem einzigen sogenannten Gebrauchs- 
zolltarif vereinigt, während sie in anderen Mitgliedstaaten jeweils gesondert veröffentlicht werden. 
Vorausgesetzt, daß einige schwierige technische Probleme gelöst werden können, ist beabsichtigt, 
ein einziges integriertes Schema für den Gemeinsamen Zolltarif und die Außenhandelsstatistik 
einschließlich der im Rahmen besonderer Tarif maßnahmen vorgesehenen Tarifstellen und Abgaben- 
sätze aufzustellen. Zur Erleichterung der Datenverarbeitung und -Übermittlung soll jede Tarifstelle 
eine Kennzahl erhalten. Diese Daten sollen dann komputergerecht aufbereitet und den Mitglied- 
staaten gegen Ende der Übergangsperiode sowohl gedruckt als auch für die optische Lektüre 
geeignet zur Verfügung gestellt werden. 

1.3. Veröffentlichung der Erläuterungen zum GZT in englischer und dänischer Sprache 

Die Auslegung und Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs wurde durch die Ausarbeitung ein- 
gehender Erläuterungen zu schwierigen Tarifnummern erleichtert. Diese Erläuterungen wurden 
kürzlich in den vier Amtssprachen der ursprünglichen Mitgliedstaaten ergänzt. Die englische und 
die dänische Fassung muß so rasch als möglich herausgegeben werden. 

2. Landwirtschaft 

2.1. Kodifizierung von Agrarverordnungen 

Die Kommission wird ihre auf dem Gebiet der Kodifizierung der Agrarverordnungen begonnene 
Arbeit mit Nachdruck fortsetzen. So hat sie dem Rat die Annahme von drei Rechtsakten zur 
Kodifizierung der Bereiche Schweine- und Geflügelfleisch sowie Eier mitgeteilt. Außerdem wurden 
von der Kommission die in den Bereichen Ausfuhrerstattung, Ein- und Ausfuhrlizenzen sowie 
Vorausfestsetzungsbescheinigung erlassenen Verordnungen kodifiziert. 

2.2. Erlaß weiterer, für die mehrere Bereiche geltender Verordnungen 

Die Kommission wird, insoweit es als zweckmäßig erachtet wird, häufiger horizontale, für alle 
Erzeugnisse geltende Verordnungen erlassen. Nach der Erprobung von horizontalen Verordnungen 
für Ausfuhrerstattungen und -lizenzen haben die zuständigen Dienststellen der Kommission den 
Mitgliedstaaten nunmehr den Entwurf einer horizontalen Verordnung über gemeinsame Durch- 
führungsvorschriften für die Erhebung von Ausfuhrabschöpfungen und Ausfuhrabgaben vorgelegt. 
Die Arbeiten an diesem Entwurf werden mit dem Ziel fortgesetzt, im Februar 1975 zu einem 
Beschluß zu gelangen. 

2.3. Vereinfachung des Warentarifschemas 

2.3.1. Die Kommission hat bei den Mitgliedstaaten eine Befragung mit dem Ziel durchgeführt, eine Liste 
der schwierig anzuwendenden Tarif stellen aufzustellen. Die Antworten hierauf sind nunmehr 
eingegangen, und die Kommission wird sie zusammen mit den Mitgliedstaaten prüfen. 

2.3.2. Die Kommission hat dem Rat kürzlich den Entwurf von zwei Verordnungen mit einer Reihe von 
Vereinfachungen im Bereich der Weinbauerzeugnisse [Dok. R/2875/74 (Agri 686)] und im Bereich 
der Milcherzeugnisse vorgelegt [Dok. R 121/75 (Agri 28)]. 
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2.4. Die Kommission wird die notwendigen Maßnahmen ergreifen oder vorschlagen, um die Schwierig- 
keiten auszuräumen, die sich bei der häufigen Veröffentlichung periodischer Rechtsakte in den 
Fällen ergeben, in denen keine Abgabensätze geändert werden 

3. Datenverarbeitung 

3.1. Erleichterung des Einsatzes von EDV-Verfahren im Bereich von Ein- und Ausfuhr 

Die meisten Mitgliedstaaten haben bereits EDV-Verfahren zur Erfassung und Verarbeitung der 
umfangreichen statistischen Daten sowie für die bei der Überwachung der Ein- und Ausfuhren 
anfallenden Daten ausgearbeitet oder entwickeln zur Zeit solche Verfahren. Auch die Kommission 
prüft gegenwärtig die Notwendigkeit des Einsatzes von EDV-Anlagen. Im Auftrag der Kommission 
wurde von unabhängigen Beratern eine Vorstudie verfaßt, in der dringend die Ausarbeitung eines 
Rahmensystems empfohlen wird, das es den Mitgliedstaaten ermöglicht, Ein- und Ausfuhr-EDV- 
Systeme zu entwickeln, welche dann später untereinander verbunden werden könnten. Die Kom- 
mission wird dem Rat Vorschlägen, eine eingehende Studie über die Erfordernisse eines solchen 
ED V-Sy Sterns auszuarbeiten, um so das von den Beratern empfohlene Rahmensystem entwickeln 
zu können. Es müßten Grundsätze für ein gemeinsames EDV-System und für Software aufgestellt 
und gemeinsame Standards und Kennzahlen ausgearbeitet werden, damit Ein- und Ausfuhrdaten 
mit einem Maximum an Effizienz verarbeitet und wichtige Daten mit Hilfe moderner EDV-Tech- 
niken schnellstmöglich zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission ausgetauscht werden 
können. 

4. Zollwertfestsetzung 

4.1. Vereinfachung der Bestimmungen über die Werbekosten, die von Alleinvertretern für Marken- 
waren getragen werden 

Unter bestimmten Voraussetzungen müssen Werbekosten, die von als Alleinvertreter auftretenden 
Einführern getragen werden, in den Zollwert der Waren einbezogen werden. Die Gemeinschafts- 
vorschriften sind insoweit nicht sehr genau; in den Mitgliedstaaten wird nicht einheitlich verfahren; 
die Anwendung der Vorschriften ist schwierig. Die Bestrebungen gehen dahin, vereinfachte Gemein- 
schaftsbestimmungen zu erlassen, die eine einheitliche Verfahrensweise gestatten. 

4.2. Einführung eines Mittelwertverfahrens für Äpfel und Birnen 

Die Zollwertfestsetzung von Äpfeln und Birnen ist mit sehr viel Arbeitsaufwand verbunden, da 
für diese Erzeugnisse im Zeitpunkt der Einfuhr der Preis noch nicht bekannt ist, weil sie als 
Konsignationswaren eingeführt werden. Die Mitgliedstaaten wenden entweder ein Verfahren an, 
das eine vorläufige Zollwertfestsetzung mit Sicherheitsleistung vorsieht oder sie verfügen auf 
nationaler Ebene über ein eigenes Mittelwertverfahren. Das Ziel ist, die Aufgaben sowohl des 
Handels als auch des Zolls dadurch zu vereinfachen, daß für Äpfel und Birnen ein dem bestehenden 
Mittelwertverfahren für Zitrusfrüchte entsprechendes Mittelwertverfahren geschaffen wird. 

4.3. Vereinfachung der Überprüfung der Einfuhrbelege durch Festlegung der für die Zollwertfestsetzung 
vorzulegenden Unterlagen 

Die nationalen Vorschriften und Praktiken auf diesem Gebiet weichen voneinander ab, was bei 
Handel und nationalen Verwaltungen zu Schwierigkeiten führt. Hier sollen einheitliche Regeln 
für alle Mitgliedstaaten festgelegt werden, die eine Vereinfachung in Bezug auf die für die Zoll- 
wertnachprüfung erforderlichen Unterlagen ermöglichen. 

5. Warenursprung 

5.1. Fortsetzung der Harmonisierung der in den verschiedenen Präferenzabkommen vorgesehenen 
Ursprungsregeln 

Die Ursprungsregeln und -kriterien beruhen auf dem Grundsatz, daß die Waren wesentlich be- 
oder verarbeitet sein müssen, um als Ursprungserzeugnis eines Landes gelten zu können. Hierfür 
genügt es im allgemeinen, wenn die Waren nach der Be- oder Verarbeitung einer anderen Tarif- 
nummer zuzuweisen sind. Diese Grundregel gilt für alle Abkommen, die die EWG mit den EFTA- 
Ländern, den Mittelmeerländern und den AKP-Ländern geschlossen hat. In einigen Fällen können 
sich jedoch auf Grund von bestimmten technischen oder wirtschaftlichen Erwägungen der jewei- 
ligen Abkommenspartner gewisse Unterschiede in den Ursprungsregeln ergeben. Das führt zu 
erheblichen administrativen Problemen. Diese Unterschiede sollen darum nunmehr eingehend 
geprüft und es sollen jede nur mögliche Harmonisierung und Vereinfachung durchgeführt werden. 

5.2. Ersetzung der verschiedenen Arten von Warenverkehrsbescheinigungen durch ein einziges Muster 
(EUR 1) 
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Bis vor kurzem war im Rahmen jedes einzelnen Abkommens eine besondere Warenverkehrs- 
bescheinigung (zur Bestätigung des Ursprungslands) erforderlich. Ein wesentlicher Schritt zur 
Vereinfachung wurde mit der Schaffung des Formblattes EUR 1 getan, das eine ganze Reihe 
anderer Warenverkehrsbescheinigungen ersetzt. 

Die Ersetzung aller besonderen Warenverkehrsbescheinigungen durch das Formblatt EUR 1, obwohl 
erfolgreich begonnen und von Verwaltung und Handel beifällig aufgenommen, ist noch nicht im 
Rahmen aller Abkommen mit dritten Ländern durchgeführt. Dieses Ziel soll nun nachdrücklich 
weiterverfolgt werden. 

5.3. Ausweitung der Verwendung des Formblatts EUR 2 für Postsendungen 

Im Hinblick auf die erfolgreiche Einführung des Formblatts EUR 1 schlägt die Kommission vor, 
das Formblatt EUR 2 künftig im Rahmen sämtlicher bereits abgeschlossener oder neuer Präferenz- 
abkommen, die die Gemeinschaft abschließen wird, zu verwenden und die bisher üblicherweise 
im Rahmen der Abkommen verwendeten Formblätter zu ersetzen. 

5.4. Prüfung, ob bestimmte im Formblatt EUR 1 gegenwärtig geforderte zusätzliche Angaben wirklich 
benötigt werden 

Die Kommission wird die Erörterungen mit den Partnerländern über eine weitere Vereinfachung 
des EUR 1 durch Verminderung und Vereinfachung der geforderten Angaben fortsetzen. 

5.5. Prüfung innerhalb der zuständigen Gremien der bei Durchführung der EFTA-Abkommen aufge- 
tauchten Fragen anhand von praktischen Fällen sowie Prüfung der von den Mitgliedstaaten, den 
Partnerländern und den Dienststellen der Kommission hierzu gemachten Vorschläge 

Diese Prüfung wird insbesondere folgende Punkte umfassen: 

5.5.1. Vereinfachung von besonders ins einzelne gehenden Regeln, deren Anwendung zu Schwierigkeiten 
führen könnte. 

5.5.2. Möglichkeit der Einführung eines vereinfachten Prüfungsverfahrens für Waren der Kapitel 84 bis 92 
im Hinblick auf die Einbeziehung von Nicht-Ursprungsteilen, die unter dieselbe Tarifstelle fallen 
wie die Fertigware, sofern der Wert dieser Teile 20 v. H. des Wertes der Fertigware nicht über- 
steigt. 

5.5.3. Möglichkeit einer weiteren Vereinheitlichung der Prozentsätze für bestimmte Waren der Kapitel 84 
bis 92 in den Listen A und B. 

5.5.4. Vor- und Nachteile der Anwendung einer zwingend vorgeschriebenen oder wahlfrei zugelassenen 
Ursprungsregel, die - soweit es die Kapitel 84 bis 92 betrifft - von dem Kriterium ausgeht, daß der 
Wertzuwachs durch die Be- oder Verarbeitung mindestens 50 v. H. der Fertigware beträgt. 

5.5.5. Funktion des kürzlich eingeführten vereinfachten Verfahrens durch das den Ausführern die Mög- 
lichkeit eingeräumt wurde, die Formblätter EUR 1 entweder durch den Zoll vorausfertigen zu 
lassen oder sie selbst mit einem zugelassenen Stempel zu versehen. Prüfung anhand der von den 
Mitgliedstaaten Ende 1975 vorzulegenden Berichte. 

6. Gemeinschaftliches Versandverf ähren 

Durch das 1969 mit der Verordnung (EWG) Nr. 542/69 eingeführte gemeinschaftliche Versandver- 
fahren wurde eine sehr weitgehende Vereinfachung des damaligen Zustandes mit seinen neben- 
einander bestehenden nationalen Versandverfahren erreicht. Mittlerweile ist das Verfahren unter 
Berücksichtigung der Bedürfnisse von Handel und Verwaltung weiterentwickelt und verfeinert 
worden. Eine weitere Rationalisierung wurde durch die Ausdehnung des Verfahrens auf Österreich 
und die Schweiz erreicht, mit denen entsprechende Abkommen geschlossen wurden. Zur Zeit 
werden die nachstehenden Vereinfachungsmaßnahmen erörtert. Andere weiter unten angeführte 
Vereinfachungsmaßnahmen sind ins Auge gefaßt. 

6.1. Prüfung, ob bei Waren des freien Verkehrs nach dem Ende der Übergangszeit überhaupt auf 
gemeinschaftliche Versandpapiere verzichtet werden kann 

Nach Ablauf der Übergangszeit, wenn im innergemeinschaftlichen Handel Zölle und Abgaben 
gleicher Wirkung nicht mehr erhoben werden, könnten die gemeinschaftlichen Versandpapiere 
in ihrer gegenwärtigen Form möglicherweise nicht mehr erforderlich sein. Abgesehen davon, daß 
der Wegfall eines besonderen Verfahrens eine gewaltige Vereinfachung darstellt, würde dies auch 
eher dem Begriff des freien Warenverkehrs gerecht. Es muß jedoch darauf hingewiesen werden, 
daß die gemeinschaftlichen Versandpapiere nicht allein auf die Bedürfnisse der Zollverwaltung 
zugeschnitten sind, sondern auch anderen Zwecken, insbesondere statistischer und steuerlicher Art, 
dienen. 
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6.2. Größere Elastizität im System der Sicherheitsleistung 

Es erscheint möglich, das System der Sicherheitsleistung dadurch elastischer zu gestalten, daß es 
mehr auf das im Einzelfall bestehende Risiko des Ausfalls etwa entstehender Zölle und anderer 
Abgaben abgestellt wird. Dieses Risiko läßt sich nicht nur in Bezug auf die Person des Hauptver- 
pflichteten, sondern auch im Hinblick auf die Art der beförderten Waren abschätzen. Ein bedeuten- 
der Schritt auf dem Wege zum freien Warenverkehr kann dadurch getan werden, daß Waren, 
die nur der Mehrwertsteuer unterliegen, automatisch von der Sicherheitsleistung befreit werden. 

6.3. Prüfung der Möglichkeit, ob der Grenzübergangsschein abgeschafft werden kann, wenn in Rechts- 
vorschriften klargestellt wird, wer für die Zahlung entstandener Zölle und Abgaben in Anspruch 
zu nehmen ist 

Sind im gemeinschaftlichen Versandverfahren beförderte Waren nicht bei der Bestimmungszoll- 
stelle gestellt worden, so wird anhand der bei den Grenzübergangsstellen abgegebenen Grenz- 
übergangsscheine durch Rechtsvermutung festgelegt, wo die Unregelmäßigkeit begangen wurde. 
Die Erfahrung hat gezeigt, daß dies ein aufwendiges und zeitraubendes Suchverfahren erfordert, 
das in keinem Verhältnis zu dem verfolgten Zweck steht. Es erscheint deshalb angebracht, eine 
Lösung zu finden, die weniger Gewicht auf den Grenzübergangsschein legt, was schließlich dazu 
führen könnte, daß auf den Grenzübergangsschein ganz verzichtet wird. 

6.4. Überprüfung von Artikel 41 der Verordnung (EWG) Nr. 542/69 

Nach Artikel 41 der Verordnung (EWG) Nr. 542/69 brauchen für Waren, die bei der Eingangs- 
zollstelle des angrenzenden Mitgliedstaats zum freien Verkehr abgefertigt werden sollen, weder 
die sonst erforderlichen 4 Ausfertigungen der gemeinschaftlichen Versandpapiere verwendet, 
noch braucht eine Sicherheit geleistet zu werden. In der Praxis ist von dieser Möglichkeit in einem 
größeren Ausmaß Gebrauch gemacht worden, als dies eigentlich beabsichtigt war. Dies hat dazu 
geführt, daß die Abfertigung der Waren zum gemeinschaftlichen Versandverfahren auf die Ein- 
gangszollstelle des anderen Mitgliedstaats verlagert wird, obwohl dies eigentlich schon bei der Aus- 
gangszollstelle hätte geschehen müssen. Es erscheint angezeigt, die Erleichterung in Artikel 41 
eindeutig auf die Waren zu beschränken, für die die Ausfuhrförmlichkeiten bei der Grenzzollstelle 
erfüllt werden und die bei der Eingangszollstelle des angrenzenden Mitgliedstaats zum freien 
Verkehr abgefertigt werden sollen, 

6.5. Erlaß gemeinschaftlicher Vorschriften über den Zollverschluß 

Der Erlaß einheitlicher Vorschriften oder Normen auf Gemeinschaftsebene wäre sowohl für die 
einzelnen Mitgliedstaaten als auch im Rahmen der Tätigkeit der Zollverwaltungen im Versand- 
verfahren zwischen Mitgliedstaaten äußerst nützlich. Mit anderen Worten: die Zollbehörden des 
einen Mitgliedstaats würden wissen, daß sie Zollverschlüsse nach genau denselben Kriterien anzu- 
legen haben wie die Zollbehörden eines anderen Mitgliedstaates. Dies würde die Kontrolle 
erheblich vereinfachen. Die Dienststellen der Kommission werden gemeinsam mit den Mitglied- 
staaten die möglichen Lösungen dieser Frage erörtern. 

6.6. Vereinheitlichung der im innergemeinschaftlichen Warenverkehr verwendeten Vordrucke 

Um die im innergemeinschaftlichen Warenverkehr noch bestehenden Förmlichkeiten für die Zoll- 
beteiligten zu erleichtern, sollten die gegenwärtig verwendeten Vordrucke nach Auffassung der 
Kommission an das unter Schirmherrschaft der Wirtschaftskommission für Europa ausgearbeitete 
Rahmenmuster angepaßt werden. Von dieser Änderung wären in erster Linie die im gemeinschaft- 
lichen Versandverfahren verwendeten Vordrucke und auf Grund von Artikel 15 der Verordnung 
(EWG) Nr. 542/69 auch die Ausfuhrpapiere betroffen. Anläßlich dieser Reform wäre es wünschens- 
wert, wenn man auch zu einer weitgehenden Vereinheitlichung der auf den Vordrucken zu machen- 
den Angaben kommen könnte. Das gleiche gilt für die noch zu entwerfenden Einfuhr- Vordrucke 
(vgl, Abschnitt 8.1. dieses Anhangs). 

7. Aktive und passive Veredelung und vorübergehende Verwendung 

Prüfung der für die besondere statistische Erfassung der aktiven und passiven Veredelung sowie 
der vorübergehenden Verwendung erforderlichen Angaben 

Nach der Richtlinie 69/73 (EWG) des Rates zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über den aktiven Veredelungsverkehr sowie auf Grund des dem Rat vorliegenden Vor- 
schlags einer Richtlinie zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den 
passiven Veredelungsverkehr haben die Mitgliedstaaten bestimmte statistische Angaben über die 
durchgeführten Zollverfahren dieser Art zu liefern. Bei der bereits in Kraft befindlichen Richtlinie 
war deren Annahme seinerzeit von einigen Mitgliedstaaten von der Aufnahme einer derartigen 
Bestimmung abhängig gemacht worden. Die seit 1969 gemachten Erfahrungen haben bei einigen 
Mitgliedstaaten die Frage aufkommen lassen, ob diese Angaben weiterhin erforderlich sind. 

Diese Frage soll nunmehr erneut geprüft werden. 
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8. Abfertigung zum freien Verkehr 

8.1. Prüfung, ob eine Verminderung der Angaben in den im innergemeinschaftlichen Warenverkehr 
verwendeten Papieren möglich ist 

In einigen im innergemeinschaftlichen Warenverkehr verwendeten Papieren werden immer noch 
Angaben verlangt, für die eigentlich im Rahmen einer Zollunion kein Raum mehr ist. So sind zum 
Beispiel die zolltarifliche Einordnung und der Zollwert von Waren, die aus einem Mitgliedstaat 
in einen anderen Mitgliedstaat gelangen, völlig überflüssig, wenn sich die Waren im freien Verkehr 
befinden und deshalb kein Zoll berechnet werden muß. Da die zolltarifliche Einordnung im Waren- 
verkehr zwischen Hamburg und Frankfurt oder zwischen Paris und Clermont-Ferrand nicht gefor- 
dert wird, ist sie auch nicht für den Warenverkehr zwischen Hamburg und Clermont-Ferrand 
notwendig. 

8.2. Prüfung, ob eine Verlagerung der zollamtlichen Überwachung möglich ist (anstatt Zollbeschau in 
Häfen und an der Grenze buchmäßige Überwachung) 

In ähnlicher Weise kann innerhalb einer funktionierenden Zollunion die zollamtliche Überwachung 
im innergemeinschaftlichen Warenverkehr in weitem Umfang auf die Betriebsbuchführung verlagert 
werden, um sonst entstehende kostspielige Zeitverluste bei Abfertigung der Waren in den Häfen 
und an der Grenze zu vermeiden. Die Bewegung von Waren, für die es keine Zölle mehr gibt 
(und für die in der Regel vorsteuerabzugsberechtigte Einführer verantwortlich sind), könnte und 
sollte in einer zweckentsprechenderen Art und Weise als bisher überwacht werden. Diese Möglich- 
keit wird gemeinsam mit den nationalen Sachverständigen in den zuständigen Ausschüssen 
erörtert werden. 

9. Kodifizierung des gemeinsamen Zollredits 

Wie die Kommission in ihrem Allgemeinen Programm für die Angleichung des Zollrechts vom 
April 1971 dargelegt hat, muß die Angleichung und Vereinheitlichung des Zollrechts, die zunächst 
in pragmatischer Weise durchgeführt wurde und durch eine Vielzahl von Einzelvorschriften gekenn- 
zeichnet ist, verbessert werden und schließlich in eine Kodifizierung einmünden, um ein einheit- 
liches Ganzes zu schaffen, das von Grundsätzen geleitet ist, die einer Zoll- und Wirtschaftsunion 
entsprechen. Die Kommission prüft außerdem die Möglichkeit, häufig geänderte Rechtsakte in 
einem einzigen Text zusammenzufassen. 
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Anhang B 

Verbesserungen im institutioneilen Bereich 

1. Verbesserungen institutioneller Art 

1.1. Erlaß von Gemeinschaftsverordnungen 

In seiner Entschließung vom 27. Juni 1974 hat der Rat festgelegt, daß Gemeinschaftsverordnungen, 
die die Wareneinfuhr und die Warenausfuhr zum Gegenstand haben, außer in zwingenden Aus- 
nahmefällen wirtschaftlicher Art, in der Weise erlassen werden, daß sie mindestens 6 Wochen 
vor dem Beginn ihrer Anwendung im Amtsblatt veröffentlicht werden können. Diese Entschließung 
führte 1974 zu einer erheblich günstigeren Situation als in den Jahren zuvor, doch die Sechswochen- 
frist wurde in vielen Fällen, deren Anzahl zu denken gibt, nicht beachtet Die Schuld daran trifft 
zum Teil den Rat und die Mitgliedstaaten, zum geringeren Teil aber auch die Kommission. Die 
Gründe dafür sollen mit dem Ziel untersucht werden, künftig die Sechswochenfrist soweit wie nur 
irgend möglich einzuhalten. 

1.2. Zollkontingente und Zollaussetzungen 

Die Vorschläge der Kommission für Zollkontingente und Zollaussetzungen beruhen auf den wirt- 
schaftlichen Daten, die ihr von den Mitgliedstaaten übermittelt werden. Gerät ein Mitgliedstaat 
mit der Übermittlung der Daten in Verzug, so kann dadurch das gesamte Gesetzgebungsverfahren 
aufgehalteii und die für die Durchführung vorgesehene Frist in unzulässiger Weise verkürzt 
werden. Die Mitgliedstaaten sollten deshalb dafür sorgen, daß Anträge auf Änderung des Zoll- 
tarifs unter Einhaltung der von der Kommission bestimmten Fristen gestellt werden, damit die 
Sechswochenfrist uneingeschränkt eingehalten werden kann. 

1.3. Die Kommission erstellt ihre Vorschläge für Verordnungen und Richtlinien, die den internationalen 
Warenverkehr betreffen, nach Beratungen mit den Sachverständigen der Mitgliedstaaten, die unter 
ihre Ägide in den verschiedenen Äusschüssen oder Ärbeitsgruppen tagen. Da es sich um Probleme 
technischer Ärt handelt, ist sie so weit als möglich bemüht, an den Lösungen, welche die Zustim- 
mung dieser Sachverständigen erhalten haben, festzuhalten. Dieses Verhalten konnte jedoch nicht 
verhindern, daß technische Fragen erneut oder sogar neue technische Fragen auf Ratsebene zur 
Sprache gebracht wurden. Die Mitgliedstaaten sollten ihre Ärbeit besser koordinieren mit dem 
Ziel, daß ihre Sachverständigen in den Ärbeitsgruppen des Rates nicht erneut die Lösungen erörtern, 
welche dieselben Sachverständigen bei den Vorbereitungsarbeiten der Kommission gebilligt 
haben. 

1.4. Ärbeitsunterlagen des Äusschusses für das Schema des Gemeinsamen Zolltarifs 

Viele Fragen von großer wirtschaftlicher Bedeutung werden im Äusschuß für das Schema des 
Gemeinsamen Zolltarifs erörtert. Wegen des Fehlens von Mitarbeitern mit einschlägiger Erfahrung, 
war die Äbteilung Zolltarif der Verwaltung der Zollunion oftmals nicht in der Lage, die Probleme 
soweit vorzuklären, daß dem Äusschuß genaue schriftliche Vorschläge unterbreitet werden konnten. 
Das Ergebnis war, daß von den Sachverständigen in den Äusschüssen eine Ärbeit geleistet wurde, 
die in weit wirksamerer Weise von den Beamten der Verwaltung der Zollunion vor den Sitzungen 
hätte erledigt werden können. Äußerdem hat sich dadurch die Zahl der erforderlichen Sitzungen 
erhöht. 

1.5. Kann die Kommission die Zustimmung aller Delegationen zur Lösung eines Änwendungsproblems 
erhalten, so sieht sie im allgemeinen davon ab, die Lösung in einen Rechtsakt umzusetzen und 
überläßt die Änwendung den Mitgliedstaaten. Die Ärbeiten des Äusschusses für das Schema des 
gemeinsamen Zolltarifs scheinen jedoch dadurch erschwert zu werden, daß Delegationen, die sich 
in der Minderheit befinden, hartnäckig und ungerechtfertigterweise sich darum bemühen, ihre 
Äuffassung durchzusetzen. Wenn dieses Verhalten zur Gewohnheit würde, könnte sich die Kom- 
mission gezwungen sehen, häufiger von der Möglichkeit Gebrauch zu machen, Maßnahmen auf dem 
Verordnungswege zu erlassen, sobald sie im Äusschuß über die qualifizierte Mehrheit verfügt. 

1.6. Rationellere Ärbeitsweise der EFTÄ-Zollausschüsse 

Äls Folge der Äushandlung von sieben zweiseitigen Äbkommen mit den EFTÄ-Ländern sind 
dieselben Probleme in sieben verschiedenen Zollausschüssen erörtert worden. Ohne den bilateralen 
Charakter der Äbkommen zu beeinträchtigen, sollen künftig zur Verringerung des Ärbeitsauf- 
wandes allgemein interessierende Fragen soweit als möglich auf multilateraler Basis in nicht 
formellen gemeinsamen Sitzungen diskutiert werden. 

Dies ist in der Vergangenheit bereits in drei Fällen geschehen, und es ist zu hoffen, daß in den 
Gemischten Äusschüssen demnächst auch Beschlüsse im schriftlichen Verfahren gefaßt werden 
können. 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 79/1 vom 8. Juli 1974 
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Anhang C 


Zeitplan 


Vereinfachungsmaßnahmen 

Von den zuständigen 
Organen angenommene 
Vorschläge der 
Kommission 1 

Den zuständigen 
Organen unterbreitete 
aber noch nicht ange- 
nommene Vorschläge 

Noch ausstehende Maß- 
nahmen (ungefähres Datum 
der Beendigung der Arbeiten 
auf Kommissionsebene) 

1.1.1. Autonome 

Maßnahmen 

1.1.2. Vereinfachungen im 
Rahmen des GATT 

1 

1 

. 

! 

i 

Zur Zeit Prüfung durch die 
Dienststellen der Kommis- 
sion und die zuständigen 
Sachverständigengruppen. 
Bestimmte Ergebnisse vor 
Ende 1975 möglich 

Angabe eines genauen 
Zeitpunktes schwierig, da 
Ergebnisse unter anderem 
vom Ausgang der Tokyo- 
Runde abhängig 

1.2. Ausarbeitung eines 
einzigen gemeinschaft- 
lichen Schemas für Zoll 
und Statistik 


1 

Lösung dieser technisch 
schwierigen und sehr um- 
fangreichen Aufgabe 
könnte bis 1. Juni 1978 
möglich sein 

1.3. Veröffentlichung der 
Erläuterungen zum 
Gemeinsamen Zolltarif 
in englischer und 
dänischer Sprache 



Möglich bis Ende 1977 

2,1. Kodifizierung der 
Agrarverordnungen 



Verordnungsvor Schläge für 
Ende 1975 möglich 

2.2. Erlaß weiterer, für 
mehrere Bereiche gel- 
tender Verordnungen 



Neue Maßnahmen werden 
ab dem Frühjahr 1975 
Anwendung finden 

2.3. Vereinfachung des 

W arentarif Schemas 

i 

Zwei Vorschläge 
liegen dem Rat vor 
Dok. R/2875/74 

AGRI 686 

Dok. R/1 21/75 

AGRI 28 

Weitere Vorschläge größ- 
tenteils vom Ausgang der 
Verhandlungen im GATT 
abhängig; Angabe eines 
Zeitpunktes ist daher 
schwierig 

2.4. Maßnahmen zur Ver- 
meidung der sich aus 
der Veröffentlichung 
häufig wiederkehren- 
der periodischer 
Rechtsakte ergebenden 
Schwierigkeiten 




3.1. Erleichterung des Ein- 
satzes von EDV-Ver- 
fahren bei Ein- und 
Ausfuhr 



Der Vorschlag kann 
hoffentlich im Juni 1975 
von der Kommission 
angenommen werden 


■5) Dieser Zeitplan gilt nur für die im Anhang A aufgeführten Maßnahmen. Die Vereinfachungsmaßnahmen von 
Anhang B werden wahrscheinlich nicht zur Vorlage formeller Vorschläge führen; es ist jedoch zu hoffen, daß so 
viel guter Wille und Bereitschaft zur Zusammenarbeit vorhanden sind, daß diese Maßnahmen bald in Kraft gesetzt 
werden können. 
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Vereinfachungsmaßnahmen 

Von den zuständigen 
Organen angenommene 
Vorschläge der 
Kommission 

Den zuständigen 
Organen unterbreitete 
aber noch nicht ange- 
nommene Vorschläge 

Noch ausstehende Maß- 
nahmen (ungefähres Datum 
der Beendigung der Arbeiten 
auf Kommissionsebene) 

4.1. Verordnung der Kom- 
mission betreffend 
Werbekosten 



- ein Verordnungsentwurf 
wird gegenwärtig 
beraten (Ende 1975) 

4.2. Verordnung der Kom- 
mission über ein Mittel- 
wertverfahren für 

Äpfel und Birnen 



- ein Verordnungsentwurf 
wird zur Zeit im Zoll- 
wertausschuß erörtert 
(Mitte 1975) 

4.3, Verordnung der Kom- 
mission über die zur 
Ermittlung des Zoll- 
werts vorzulegenden 
Unterlagen 



- der Zollwertausschuß 
wird auf seiner nächsten 
Sitzung zu einem Verord- 
nungsvorschlag Stellung 
nehmen (Ende März 1975) 

5.1. Fortsetzung der Harmo- 
nisierung der in den 
verschiedenen Präfe- 
renzabkommen vor- 
gesehenen Ursprungs- 
regeln 

AKP- Abkommen 

Abkommen 

EGW-Israel 

Färöer Inseln (Ver- 
ordnung 3184/74 der 
Kommission vom 

6. Dezember 1974 - 
Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemein- 
schaften L 344 vom 

23. Dezember 1974) 

Andere Abkommen 
mit Mittelmeer- 
ländern 

ÜLG-Beschluß 
(vor Inkrafttreten des 

AKP- Abkommens) 

5.2. Ersetzung der verschie- 
denen Arten von 
Warenverkehrsbeschei- 
nigungen 

5.3. durch ein einziges 

Muster (EUR 1 bzw. für 
Postsendungen EUR 2) 

EFTA- Abkommen 
(Beschluß der Ge- 
mischten Ausschüsse 
10/73) 

Andere Abkommen 
mit Mittelmeer- 
ländern 

ÜLG-Beschluß 
(vor Inkrafttreten des 

AKP- Abkommens) 

5.4. Überarbeitung des 
Formblattes EUR 1 

AKP-Abkommen 

Abkommen 

EWG-Israel 

Andere Abkommen 
mit Mittelmeer- 
ländern 

EFTA- Abkommen (Früh- 
jahr 1975) 

Färöer Inseln 

ÜLG-Beschluß 
(vor Inkrafttreten des 

AKP- Abkommens) 

5. 5. - Vereinfachung (Weg- 
fall) der Regeln in 

Liste A für Erzeug- 
nisse der chemischen 
Industrie 

5.5. - Prüfung weiterer 

langfristiger Verein- 
fachungen der Listen 

A und B 

Allgemeine Prä- 
ferenzen 
AKP-Abkommen 
Abkommen 
EWG-Israel 

Andere Abkommen 
mit Mittelmeer- 
ländern 

1 

EFTA-Abkommen (Juli 

1975) 

Färöer Inseln 

ÜLG-Beschluß 
(vor Inkrafttreten des 

AKP- Abkommens) 
EFTA-Abkommen . 
AKP-Abkommen nicht 

Abkommen mit vor 

Mittelmeerländern Anfang 
Färöer Inseln 1976 

ÜLG 
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V ereinf adiungsmaßnahmen 

Von den zuständigen 
Organen angenommene 
Vorschläge der 
Kommission 

Den zuständigen 
Organen unterbreitete 
aber noch nicht ange- 
nommene Vorschläge 

Noch ausstehende Maß- 
nahmen (ungefähres Datum 
der Beendigung der Arbeiten 
auf Kommissionsebene) 

5 . 5 . - Vereinfachte Ausstel- 
lung des Formblattes 
EUR 1 

EFT A- Abkommen 
(Beschluß der Ge- 
mischten Ausschüsse 
2/74- 

Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemein- 
schaften L 244 vom 

6. August 1974) 

Färöer Inseln (Ver- 
ordnung 3184/74) 


Erneute Prüfung anhand 
der bis Ende 1975 
gewonnenen Erfahrung 

6.1, Prüfung, ob bei Waren 
des freien Verkehrs 
nach Ablauf der Über- 
gangszeit auf gemein- 
schaftliche Versand- 
papiere verzichtet wer- 
den kann 



Diese Prüfung wird 1976 
erfolgen 

6.2. Größere Elastizität im 
System der Sicherheits- 
leistung 



Die neuen Bestimmungen 
werden in eine im April 

1975 von der Kommission 
zu erlassende Verordnung 
aufgenommen werden 

6.3. Prüfung einer möglichen 
Abschaffung der Grenz- 
übergangsscheine, so- 
fern in Rechtsvorschrif- 
ten klargestellt wird, 
wer für die Zahlung 
entstandener Zölle und 
Abgaben in Anspruch 
zu nehmen ist 


i 

Eine Änderung von Artikel 
36 der Verordnung (EWG) 
Nr. 542/69 über das gemein- 
schaftliche Versandverfah- 
i ren könnte in eine im April 
1975 von der Kommission 
zu erlassende Verordnung 
der Kommission aufgenom- 
men werden. Hierdurch 
könnten die Grenzüber- 
gangsscheine an den Bin- 
nengrenzen der Gemein- 
schaft abgeschafft werden. 
Parallel hierzu müßten die 
i mit der Schweiz und mit 
Österreich auf dem Gebiet 
des gemeinschaftlichen 
Versandverfahrens 
geschlossenen Abkommen 
entsprechend angepaßt 
werden 

6.4. Überprüfung von Arti- 
kel 41 der Verordnung 
(EWG) Nr. 542/69 



Vorschlag für eine 
Kommissionsverordnung 
im April 1975 

6.5. Erlaß gemeinschaft- 
licher Vorschriften 
über den Zollverschluß 



Es handelt sich hier um eine 
Frage der Auslegung von 
Artikel 18 der Verordnung 
(EWG) Nr. 542/69; der Aus- 
schuß für das gemeinschaft- 
liche Versandverfahren 
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V ereinf adiungsmaßnahmen 

Von den zuständigen 
Organen angenommene 
Vorschläge der 
Kommission 

Den zuständigen 
Organen unterbreitete 
aber noch nicht ange- 
nommene Vorschläge 

Noch ausstehende Maß- 
nahmen (ungefähres Datum 
der Beendigung der Arbeiten 
auf Kommissionsebene) 



1 

1 

i 

wird einheitliche Regeln 
festlegen 

Vorgesehener Zeitpunkt: 
Juli 1975 

6.6. Vereinheitlichung der 
im innergemeinschaft- 
lichen Warenverkehr 
verwendeten Vordrucke 



Nach Prüfung der von den 
Mitgliedstaaten übermittel- 
ten Angaben wird der 
Kommission ein Verord- 
nungsvorschlag vorgelegt 
werden 

Vorgesehener Zeitpunkt: 
Anfang 1976 

7. Prüfung der für die 
statistische Erfassung 
der aktiven und passi- 
ven Veredelung sowie 
der vorübergehenden 
Verwendung erforder- 
lichen Angaben 



Zur Zeit Prüfung durch 
Sachverständige der Mit- 
gliedstaaten in einer 
ad-hoc-Gruppe 

Mai bis Juni 1975 

8.1. Prüfung, ob eine Ver- 
minderung der Angaben 
in den im innergemein- 
schaftlichen Waren- 
verkehr verwendeten 
Papieren möglich ist 



s. unter 6.6. 

8.2. Prüfung einer möglichen 
Verlagerung der zoll- 
amtlichen Überwachung 
(anstatt Zollbeschau in 
Häfen und an der 

Grenze buchmäßige 
Überwachung) 

1 

1 


Es handelt sich hier um 
eine Frage der Weiterent- 
wicklung der zollamtlichen 
Überwachungstätigkeit in 
Abhängigkeit von der Ent- 
wicklung einer entsprechen- 
den Verwaltungsstruktur in 
den Mitgliedstaaten. Der 
unter 6.6. gemachte Vor- 
schlag könnte dazu führen, 
daß die Verwaltung bei nur 
der EUST unterliegenden 
Waren nicht mehr am 
Amtsplatz, sondern nur 
noch unmittelbar in den 
Einfuhrbetrieben tätig wird 

9. Kodifizierung des 
gemeinsamen Zoll- 
rechtes 



Kodifizierungsvorschläge 
für Teilgebiete sind für die 
nähere Zukunft, für das 
gesamte Zollrecht bis zum 
Ende der Übergangszeit 
vorgesehen 
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Anhang D 

Bestandsaufnahme über die im Zusammenhang mit der Durchführung des allgemeinen Programms 
lür die Angleichung des Zollrechts unternommenen Arbeiten 

A. Angleichung der nationalen Vorschriften, die eine unmittelbare Auswirkung auf die Zollerhebung und 
die Wettbewerbsbedingungen haben 

a) Aktiver Veredelungs verkehr 

Der dem Rat am 16. September 1971 vorgelegte Vorschlag zur Änderung der Artikel 13 und 14 der 
Richtlinie Nr. 69/73/EWG ist bisher noch nicht angenommen worden. 

Dagegen hat der Rat eine Reihe von Durchführungsmaßnahmen zu dieser Richtlinie angenommen, 
unter anderem die Richtlinie Nr. 73/82/EWG (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 20. April 1973), die die Einzelheiten der Besteuerung von Abfällen und Ausschußwaren fest- 
legt, die während des Veredelungsvorgangs anfallen. 

b) Passiver Veredelungsverkehr 

Der dem Rat am 15. September 1972 vorgelegte Richtlinienvorschlag ist noch nicht angenommen 
worden. 

c) Umwandlung von Waren unter zollamtlicher Überwachung vor ihrer Überführung in den freien 
Verkehr 

Der dem Rat am 11. Dezember 1972 vorgelegte Vorschlag einer Verordnung ist noch nicht ange- 
nommen worden. 

d) Vorübergehende Verwendung 

Der Vorschlag einer Verordnung befindet sich im Stadium der Fertigstellung. Die Vorlage an den 
Rat ist zum Ende des ersten Halbjahres 1975 vorgesehen. 

e) Zollrechtliche Behandlung von Waren, die in das Zollgebiet der Gemeinschaft zurückkehren 
Der am 18. April 1974 dem Rat vorgelegte Vorschlag einer Verordnung wird noch geprüft. 

f) Erlaß oder Erstattung von Abgaben 

Der Vorschlag einer Verordnung wird zur Zeit ausgearbeitet. Die Vorlage an den Rat ist bis Ende 
des ersten Halbjahres 1975 vorgesehen. 

g) Bestimmungen über die Entstehung, Fälligkeit und das Erlöschen der Zollschuld 

Ein Vorschlag befindet sich in Ausarbeitung. Die Vorlage an den Rat ist gegen Ende 1975 vorge- 
sehen. 

h) Zollbefreiungen 

Ein Vorschlag zur Einführung eines allgemeinen Verfahrens für Zollbefreiungen befindet sich in 
Ausarbeitung. Die Vorlage an den Rat ist gegen Ende 1975 vorgesehen. 

Im Vorgriff auf das allgemeine Verfahren werden dem Rat Vorschläge vorgelegt, die bestimmte 
Fälle regeln sollen: 

— Zolltarifliche Behandlung von zu Erprobungs- oder Untersuchungszwecken eingeführten Waren: 
Mit der Prüfung des am 29. Mai 1974 vorgelegten Verordnungsvorschlages wurde noch nicht 
begonnen 

— Zollfreie Einfuhr von Gegenständen erzieherischen, wissenschaftlichen oder kulturellen Charak- 
ters : 

Der am 21. Dezember 1973 vorgelegte Verordnungsvorschlag wird zur Zeit geprüft 
— Zolltarifliche Behandlung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die im Gepäck der Reisenden 
eingeführt werden: 

Dieser am 7. Juni 1973 vorgelegte Verordnungsvorschlag, durch den die Verordnung (EWG) 
Nr. 1544/69 auf landwirtschaftliche Erzeugnisse ausgedehnt wird, wird noch geprüft 
— Zollbefreiung von Waren, die in Kleinsendungen ohne kommerziellen Charakter von natürlichen 
Personen an natürliche Personen, die sich im Zollgebiet der Gemeinschaft aufhalten, gesandt 
werden: 

Mit der Prüfung des am 20. Dezember 1974 vorgelegten Verordnungsvorschlages wurde noch 
nicht begonnen 

i) Voraussetzungen zur Anwendung bestimmter Tarifstellen bzw. Tarif-Unterstellen des Gemein- 
samen Zolltarifs, soweit darin eine besondere Verwendung oder Bestimmung vorgesehen ist 

Eine Gemeinschaftsregelung auf diesem Gebiet wird zur Zeit ausgearbeitet. 

j) Zollwert 


«) Dokument SEK(71)endg., dem Rat am 28. Mai 1971 vorgelegt 
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Der Rat hat am 10. Februar 1975 die Verordnung (EWG) Nr. 338/75 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 39 vom 13. Februar 1975) angenommen, die in die Verordnung (EWG) 
Nr. 803/68 Vorschriften aufnimmt, welche die Möglichkeit vorsehen, in bestimmten Fällen die 
Zollwertelemente auf Gemeinschaftsebene zu ermitteln, 
k) Ursprung 

Mit der Prüfung eines Vorschlages über die Ursprungsbestimmungen für Mineralölerzeugnisse, 
der dem Rat am 2. Juli 1974 vorgelegt wurde, ist noch nicht begonnen worden. 

Die Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 802/68 des Rates über die gemeinsame Definition 
des Begriffes „Warenursprung" wurden für bestimmte besondere Erzeugnisse, insbesondere für 
Fleisch, Schlachtabfall, gewisse Textilerzeugnisse, bestimmte Waren aus keramischen Stoffen sowie 
für Traubensäfte, näher bestimmt. 

[Verordnungen (EWG) der Kommission Nr. 964/71, 1039/71, 2025/73 und 2026/73.] 
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B. Ausarbeitung von Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsweise der Zollunion 

a) Harmonisierung der Verfahren für die Überführung von Waren in den zollrechtlichen Verkehr 

Die Prüfung des Vorschlages zu einer Richtlinie, der dem Rat am 21. Dezember 1973 vorgelegt 
wurde, ist bisher noch nicht begonnen worden. 

b) Harmonisierung der Ausfuhrverfahren 

Im Vorgriff zur Schaffung eines umfassenden Textes auf diesem Gebiete werden gemeinschaftliche 
Regeln über die Bevorratung von Schiffen und Luftfahrzeugen vorbereitet. 

c) Zolltarifliche Behandlung von Waren, die Reisende in den Verkaufsstellen der Flughäfen sowie in 
Flugzeugen, auf Schiffen oder Luftkissenfahrzeugen erwerben, die zwischen zwei oder mehreren 
Mitgliedstaaten verkehren 

Die Prüfung des Vorschlages zu einer Verordnung, der dem Rat am 16. November 1972 vorgelegt 
wurde, ist bisher noch nicht begonnen worden. 

d) Gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von im Rahmen der Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik zu Unrecht gezahlten Beträgen sowie von hinterzogenen Abschöpfungen und Zöllen 
Die Prüfung des Vorschlages zu einer Richtlinie, der dem Rat am 8, Januar 1973 vorgelegt wurde, 
ist am 24. Januar 1975 begonnen worden. 

e) Gegenseitige Unterstützung der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten untereinander als auch 
im Verhältnis dieser Behörden zur Kommission, um die ordnungsgemäße Anwendung des Gemein- 
schaftsrechts auf dem Gebiete des Zollwesens und der Landwirtschaft zu gewährleisten 

Die Prüfung des Vorschlages zu einer Verordnung, der dem Rat am 10. Mai 1973 vorgelegt wurde, 
ist noch nicht begonnen worden. 

f) Gemeinschaftliches Versandverfahren 

Die Verordnung (EWG) Nr. 542/69 ist mehrmals geändert worden. 

Unter anderem sind die Bestimmungen über den Abschluß des Verfahrens im gemeinschaftlichen 
Versandverfahren geändert worden. Wegen der Erweiterung der Gemeinschaft ist der Begriff dei 
Binnengrenzen neu bestimmt worden, ebenso wie neue Regeln hinsichtlich der Durchführung der 
Verfahren im gemeinschaftlichen Versand im Seeverkehr eingeführt wurden. 

Der Abschluß von Abkommen zwischen der Gemeinschaft einerseits und Österreich bzw. der 
Schweiz andererseits über die Anwendung der Vorschriften des Gemeinschaftlichen Versandver- 
fahrens auf den Gebieten dieser Staaten hatte eine Erleichterung des innergemeinschaftlichen 
Warenverkehrs in all den Fällen zum Erfolg, in denen bei der Beförderung solcher Waren schwei- 
zerisches oder österreichisches Gebiet berührt wurde. 

Schließlich hat die Kommission mehrere Durchführungsverordnungen in Hinsicht auf eine Verein- 
fachung der Förmlichkeiten, die die Verfahren mit sich bringen, erlassen. 

g) Ursprung 

Durch eine Verordnung der Kommission (Nr. 3103/73) konnte eine Harmonisierung der Voraus- 
setzungen erreicht werden, unter denen die Mitgliedstaaten im innergemeinschaftlichen Waren- 
verkehr Ursprungszeugnisse verlangen können. 

h) Zollfreiheit in der Gemeinschaft für Waren, die in Kleinsendungen nicht kommerzieller Art einge- 
führt werden 

Infolge des Erlasses der Verordnung (EWG) Nr. 3301/74 des Rates vom 15. Dezember 1974 über 
die Zollfreiheit im Warenverkehr zwischen den alten und neuen Mitgliedstaaten und der Richtlinie 
vom 19. Dezember 1974 über die Steuerbefreiungen kann der Warenverkehr, der aus zwischen in 
der Gemeinschaft ansässigen Privatpersonen versandten Kleinsendungen besteht, bis zu einer 
Wertgrenze von 40 RE vom 1. April 1975 ab unter völliger Befreiung von Zöllen oder Steuern 
stattfinden. 



